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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
für diese Ausgabe des DSTG MAGAZINS haben wir ein Titelthema gewählt, das in 
der politischen Debatte immer mehr an Bedeutung gewinnt: die Kindergrundsiche-
rung. Fast alle Parteien haben in den letzten Tagen und Wochen über die Notwen-
digkeit diskutiert, alle Kinder in unserem Land, unabhängig von der finanziellen Si-
tuation ihrer Eltern, gleichzustellen und die bisher geltenden verschiedenen 
finanziellen Fördermöglichkeiten für Kinder zusammenzufassen.

Bereits im Jahr 2019 landete das Thema „Kinder im Steuerrecht“ bei unserem 
DSTG-Wettbewerb „Top 3 der Steuerungerechtigkeiten“ auf einem der vorderen 
Plätze, da Gutverdiener über die Kinderfreibeträge im Steuerrecht höher entlastet 
werden als Geringverdiener Kindergeld erhalten. 

Aus meiner Sicht müsste die Kindergrundsicherung so ausgebaut werden, dass die 
Kinder weitestgehend aus dem Steuerrecht herausgehalten werden. Dies würde 
auch die Arbeitsbelastung der Steuerverwaltung nachhaltig verringern.

Stichwort Entlastungen: Der Ruf danach ist derzeit wieder allerorts von den Lobby-
verbänden der Wirtschaft zu hören. Die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen in 
Deutschland sei durch die zu hohe Steuerlast gefährdet. Deshalb seien steuerliche 
Anreize für Investitionen dringend erforderlich. 

Meiner Meinung nach sollten Unternehmen investieren, weil es betriebswirtschaft-
lich Sinn ergibt und nicht weil steuerliche Erleichterungen locken. Und so unattraktiv 
kann der Standort Deutschland ja nicht sein, wenn Apple, Google, Microsoft, IBM und 
Co Milliarden in Deutschland investieren. Das Steuerrecht scheint hier nicht die große 
Rolle zu spielen, hört man die Aussage von Google-Manager Holfelder: „Der Mix aus 
einer lebendigen Start-up-Szene, DAX-Konzernen und erstklassigen Hochschulen 
macht den Standort so attraktiv.“

Umso mehr bin ich gespannt, was in den verschiedenen Gesetzen, an denen die 
Politik derzeit arbeitet, enthalten sein wird. Ihre Namen klingen vielversprechend:  
Steuerfairnessgesetz, Wettbewerbsstärkungsgesetz, Zukunftsfinanzierungsgesetz 
oder Mindeststeuergesetz.

Insgesamt sieht es also nach einem ereignisreichen Frühling im Steuerrecht aus. 
Wir dürfen gespannt sein, welche Veränderungen uns in Zukunft erwarten und 

hoffen, dass die Politik dabei auch an diejenigen denkt, die die 
neuen Rechtsvorschriften umsetzen müssen. 
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